
ElektrosmogReport
Strahlentelex
mit

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und Gesundheit

ISSN 0931-4288  www.strahlentelex.de  Nr. 384-385 / 18. Jahrgang, 9. Januar 2003
______________________________________________________________________________________________________________________

Atommüll:
Die EU möchte in
Deutschland auch Atom-
müll aus anderen Län-
dern entsorgen und die
Strahlenschutzverord-
nung erweist sich als
Sicherheitsrisiko     Seite 1

Strahlenschutz:
Der Gesetzgeber muß
keine Dosisgrenzwerte
mehr verändern, wenn
nur ein besseres Dosis-
Rechenmodell angewandt
würde, sagt das ECRR.
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Verbraucherschutz:
Das Europaparlament
wandte sich gegen ver-
mehrte Bestrahlung von
Nahrungsmitteln. Bisher
blieben Beschränkungen
aber noch unbeachtet.
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Diese Ausgabe mit
Register für den
Jahrgang 2002!

ab Seite 5

Am 6. November 2002 hat die
EU-Energiekommissarin
Loyola de Palacio der Öffent-
lichkeit einen Entwurf für
Richtlinienvorschläge zur Si-
cherheit, Stillegung und Ent-
sorgung von Kernkraftwerken
vorgestellt. Dabei geht es ihr
um einheitliche Normen und
Standards vor allem für die
Überwachung von Atom-
kraftwerken in einer erweiter-
ten Europäischen Union, um
die Einrichtung und Verwal-

tung von Stillegungsfonds und
um die Entsorgung radioakti-
ver Abfälle.
Demnach soll künftig in je-
dem Mitgliedstaat eine unab-
hängige Sicherheitsbehörde
über die nukleare Sicherheit
wachen. Diese Behörden sol-
len von der EU-Kommission
koordiniert und bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben
überprüft werden. Es soll auf
EU-Ebene ein „System zur In-
spektion der Inspektoren“ in-

stalliert werden, so die Ener-
giekommissarin. Dazu sollen
die EU-Mitgliedstaaten zur
jährlichen Berichterstattung
über die Sicherheit ihrer
Atomanlagen verpflichtet
werden. Im zwei Jahresrhyth-
mus soll daraus ein Gesamtbe-
richt über die Situation in der
Gemeinschaft entstehen. Für
die Verwaltung und die Ver-
wendung von Stillegungs-
fonds für Kernkraftwerke sol-
len EU-einheitliche Regeln
aufgestellt werden. Diese
Mittel sollen getrennt von an-
deren Finanzressourcen der
Atomkraftwerksbetreiber be-
stehen, um sicherzustellen,
daß sie nicht zweckentfremdet
werden. Die EU-Kommission
soll das Recht erhalten, gege-
benenfalls Maßnahmen zu er-
greifen, die Mißständen abhel-
fen. Der Richtlinienvorschlag
sieht außerdem einen Zeitplan
für die Lagerung radioaktiver
Abfälle vor. So sollen die
Mitgliedstaaten bis spätestens
2008 Genehmigungen für die
Wahl der Lagerstätten hoch
radioaktiver Abfälle erteilen.
Die Endlager, möglichst in
tiefen geologischen Formatio-
nen, sollen dann bis 2013 (für
schwach und mittelradioakti-
ven Müll) und 2018 (für
hochradioaktiven Müll) be-

triebsfähig sein.

Die Energiekommissarin be-
gründet diese Initiative der
EU-Generaldirektion Trans-
port und Verkehr mit dem
Mangel an einheitlichen Si-
cherheitsnormen für die Kern-
energienutzung in der EU.
Zudem fordert die Kommissa-
rin ein Mandat zur Verhand-
lung eines Abkommens mit
Rußland über den Handel mit
Kernmaterial. Die EU-Kom-
mission strebe eine Diversifi-
zierung der Energieversor-
gungsquellen der EU an und
wolle eine übermäßige Ab-
hängigkeit von Rußland ver-
meiden.

Die Grünen-Europaabgeord-
nete Hiltrud Breyer empfindet
die präsentierten EU-Pläne als
Augenwischerei und Täu-
schungsmanöver. Der SPD-
Abgeordnete Bernd Lange
nannte das Sicherheitspaket
unausgegoren und schädlich.
Die CDU-Gruppe im Europa-
parlament befürwortete dage-
gen die Initiative, soweit sie
die gemeinsamen Sicherheits-
standards betrifft. Die Lobby
der Atomwirtschaft wiederum
bestreitet vehement die Zu-
ständigkeit der EU-Kommis-
sion zur Regelung aller dieser
Bereiche der Kernenergienut-

Strahlentelex, Th. Dersee, Waldstr. 49, 15566 Schöneiche b.Bln.
Postvertriebsstück, DPAG, „Entgelt bezahlt“ A 10161 E

Atommüll

Streit um Vorschläge zur
Atommüll-Endlagerung
Die Europäische Union (EU) will bis 2018 ein Endlager
für hoch radioaktiven Atommüll haben und vielleicht
für mehrere Länder gemeinsam, die deutsche Bun-
desregierung erst bis 2030.

http://www.strahlentelex.de


2  Strahlentelex Nr. 384-385 / 2003

zung und besonders der finan-
ziellen Aspekte der Entsor-
gung und Endlagerung sowie
der Stillegung von Kernkraft-
werken.

Anfang Dezember 2002 de-
mentierte ein Sprecher von
Frau de Palacio, daß Brüssel
Vorschläge ausgearbeitet ha-
be, wonach die geplanten
deutschen Endlager auch für
radioaktive Abfälle aus EU-
Mitgliedstaaten aus Osteuropa
offen stehen sollten. Einen
Bericht der Hannoverschen
Allgemeinen Zeitung, der zu
diesem Schluß kommt, nannte
er „frei erfunden“. Die Kom-
missarin habe in diesem Feld
keine Zuständigkeit und strebe
auch keine an. Anfang No-
vember hatte de Palacio auf
die Gefahr durch den interna-
tionalen Terrorismus verwie-
sen und deshalb einen straffe-
ren Zeitplan zur Errichtung
von Endlagern gefordert, da-
mit der Atommüll rascher aus
oberirdischen Lagerstätten un-
ter die Erde komme. Dem ste-
hen die Pläne des deutschen
Bundesumweltministeriums
und der Bundesregierung ge-
genüber, die sich dafür noch
bis 2030 Zeit lassen wollen.

Nach Angaben des Bundes-
umweltministeriums dagegen
weist de Palacios Bericht auf
mögliche regionale Konzepte
der Endlagerung hin, an denen
sich mehrere Länder beteili-
gen könnten. An anderer
Stelle stehe, Deutschland ver-
füge über einen aussichtsrei-
chen Standort, der lediglich
aus politischen Gründen der-
zeit nicht genutzt werden
könne. Dem hält de Palacios
Sprecher entgegen, daß sich
die Kommission zum Standort
Gorleben mit keinem Wort
ausdrücklich geäußert habe.
Zudem handele es sich bei der
Initiative der EU-Kommissa-
rin lediglich um Vorschläge,
die noch der Zustimmung des
EU-Ministerrats bedürften.

Niedersachsens Umweltmini-
ster Wolfgang Jüttner hält die
Vorschläge der Brüsseler
Kommissarin dennoch für
„hochbrisant“. Allein schon
der vorgeschlagene enge

Zeitrahmen sei Grund zur Be-
sorgnis. Die Bundesregierung
betreibe einen Neubeginn bei
der Endlagersuche, ohne Vor-
festlegung auf den Standort
Gorleben, weshalb frühesten
2030 ein Endlager in Betrieb
gehen könne. Sollte der Brüs-
seler Zeitplan allerdings zur
Vorgabe für deutsche Politik
werden, könnte das laut Jütt-
ner das Ende der rot-grünen
Endlagerpolitik und die Fest-
legung auf strittige Standorte
wie Gorleben zur Folge ha-
ben.

Die Bundesregierung strebt
für die Endlagerung aller Ar-
ten radioaktiver Abfälle ein
einziges Endlager in tiefen
geologischen Formationen an.
Um die Suche nach einem ge-
eigneten Standort auf den
Weg zu bringen, hatte Bun-
desumweltminister Jürgen
Trittin (Grüne) Anfang 1999
einen Arbeitskreis Auswahl-
verfahren Endlagerstandorte
(AkEnd) eingerichtet (http://
www.akend.de). Dieses mit
Wissenschaftlern verschiede-
ner Disziplinen besetzte Gre-
mium hatte die Aufgabe, geo-
und sozialwissenschaftliche
Kriterien für die Suche nach
einem Endlager zu entwik-
keln. Nach einem dritten und
letzten „Workshop“ am 18.
und 19. Oktober 2002 in Ber-
lin mit mehr als 300 Personen
aus Industrie, Wissenschaft,
Politik, Behörden und Ver-
bänden hat der Arbeitskreis
nun am 17. Dezember 2002
seinen Abschlußbericht an
Minister Trittin übergeben. Er
enthält Empfehlungen für die
zu schaffenden Rahmenbedin-
gungen zur Endlagerauswahl
hinsichtlich Vorgehen, Krite-
rien und Bewertungen sowie
das Auswahlverfahren mit be-
sonderer Beteiligung der Öf-
fentlichkeit. Strahlentelex hat-
te darüber bereits mehrfach
ausführlich berichtet, zuletzt
in der Ausgabe 380-381 vom
7. November 2002.

Laut Trittin soll es über den
Vorschlag des AkEnd in den
nächsten zwei Jahren eine
breite öffentliche Diskussion
geben. Die notwendigen orga-

nisatorischen Voraussetzun-
gen, etwa die Bildung einer
„Verhandlungsgruppe mit
breiter gesellschaftlicher Re-
präsentanz“, werde im ersten
Quartal 2003 geschaffen.
Nach dem öffentlichen Dis-
kurs werde es dann eine ver-
bindliche politische und recht-
liche Festlegung des Auswahl-
verfahrens geben. Erst danach
soll die Standortsuche begin-
nen. Zu den Vorstellungen der
EU-Kommission zur Einrich-
tung von Stillegungsfonds für
Atomkraftwerke hat sich Trit-
tin noch nicht geäußert.

Die neue Strahlenschutz-
verordnung ist ein
Sicherheitsrisiko für die
Endlagersuche

Auf die absurden Folgen der
seit dem 1. August 2001 gel-
tenden neuen Strahlenschutz-
verordnung für die Endlager-
suche weist der Lüchower
Strahlenschutzexperte und Di-
plom-Ingenieur Heinrich Mes-
serschmidt hin: Wenn für den
Nachweis der Sicherheit künf-
tiger Endlager für radioaktive
Abfälle in der Bundesrepublik
Deutschland die zulässigen
spezifischen Aktivitäten von
Nukliden der Freigrenzenre-
gelung nach Paragraph 8, Ab-
satz 1 (für den Einstieg in eine
Strahlenschutzüberwachung)
oder die zulässigen spezifi-
schen Aktivitäten für die Ent-
lassung von radioaktiven Ab-
fallstoffen aus der Strahlen-
schutzüberwachung (Freiga-

Eine Arbeitsgruppe von euro-
päischen Wissenschaftlern
publiziert demnächst neue
Empfehlungen zum Strahlen-
schutz. Das Europäische Ko-
mitee zum Strahlenrisiko

(ECRR, European Committee
on Radiation Risk), dem auch
Spezialisten aus Ländern au-
ßerhalb der EU angehören,
entwickelte eine neue Metho-
dologie, die die Schwächen

be) nach Paragraph 29 der
Strahlenschutzverordnung
herangezogen und angewandt
werden, dann lassen sich
Endlager in fast jeder beliebi-
gen geologischen Untergrund-
formation in relativ geringer
Tiefe errichten.

Mit den auf absurden Annah-
men und falschen Berechnung
beruhenden aber als zulässig
deklarierten spezifischen Ak-
tivitätswerten nach Anlage III
der Strahlenschutzverordnung
ließe sich ein Sicherheits-
nachweis jederzeit leicht füh-
ren. Denn, so rechnet Messer-
schmidt vor, die sich ergeben-
den hohen Belastungswerte
des Grundwassers werden
dann regelmäßig als „harm-
los“ bezeichnet werden. Auch
mit den Werten der zulässigen
spezifischen Aktivität der
„uneingeschränkten Freigabe“
von flüssigen und festen ra-
dioaktiven Abfallstoffen nach
Anlage III, Tabelle 1, Spalte 5
der Strahlenschutzverordnung
wäre ein solcher formaler Si-
cherheitsnachweis bei unge-
eigneten Endlagerstandorten
noch leicht zu führen.

Messerschmidt warnt deshalb
vor dem mit der neuen Strah-
lenschutzverordnung vorbe-
reiteten folgenschwersten Ein-
griff in die Lebensrechte künf-
tiger Generationen, der je in-
szeniert worden ist und der
zur Zerstörung der Lebens-
grundlagen in weiten Gebieten
führen kann. l

Strahlenschutz

Ein neues Dosismodell
von der ECRR
Neue Empfehlungen des Europäischen Komitees zum
Strahlenrisiko (ECRR) zur besseren Beschreibung
und Abschätzung der gesundheitlichen Auswirkun-
gen von Niedrigdosisstrahlung.


